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herauszukopieren. Hierfür reicht häufig ein passives Leserecht aus. Ein sol­
ches ermöglicht einem zwar das Kopieren von Daten, nicht aber das Über­
schreiben. Nur wenn das passive Leserecht einzig der Information dient, kann 
ein Erbe allein vorgehen; in allen anderen Fällen besteht vor der Teilung eine 
aktive notwendige Streitgenossenschaft (Art. 70 ZPO).767 Folgendes Rechts­
begehren dürfte nach der hier vertretenen Ansicht zur Durchsetzung von 
Ansprüchen, für die ein reines Leserecht ausreicht, richtig gewählt sein:

Formulierungsbeispiel:	Rechtsbegehren	(passives	Leserecht)
«Es sei die Beklagte unter Strafandrohung gemäss Art. 292 StGB innert Frist von 
10 Tagen seit Rechtskraft des Urteils zu verpflichten, den Klägern als Erben des 
am [DATUM] in [ORT] verstorbenen [NAME], zuletzt wohnhaft [ADRESSE], voll-
ständigen, uneingeschränkten Zugriff auf das Benutzerkonto des Erblassers bei 
der Beklagten mit dem Benutzernamen [BENUTZERNAME] zu gewähren, wie er 
für den Erblasser zu Lebzeiten bestanden hatte, wobei zumindest ein passives 
Leserecht auf der bestehenden Benutzeroberfläche (»read only»-Zugriff) zu 
ermöglichen ist.»

Sind die Zugangsdaten nicht bekannt, ist zunächst die Herausgabe von gülti­
gen Zugangsdaten zu verlangen. Es kann insbesondere auch ein zurückgesetz­
tes Passwort sein, d.h., es wäre falsch oder zumindest gefährlich, die ursprüng­
lichen Zugangsdaten des Erblassers herauszuverlangen. Letzteres wäre für die 
Anbieter häufig gar nicht erfüllbar, weil Passwörter aus Sicherheitsgründen 
lege artis nur verschlüsselt gespeichert werden sollten und deshalb auch für 
den Anbieter nicht im Original rekonstruierbar sind. Allenfalls kann über den 
Bestand eines Benutzerkontos Unsicherheit bestehen; in diesen Fällen kann 
es sinnvoll sein, bekannte E­Mail­Adressen und allenfalls Handynummer(n) 
anzugeben; Schwierigkeiten bereitet nämlich vorliegend allenfalls die verbrei­
tete Verwendung von Pseudonymen im Netz.768

767  Vgl. vorne Rz. 122, 409.
768  Zu prüfen wäre auch eine Stufenklage, mittels welcher in einem ersten Begehren 

zunächst um Auskunft betreffend den Bestand eines Benutzerkontos ersucht wird. 
Allerdings besteht ein solches Auskunftsrecht wohl nur dann, wenn der vertragli­
che Anspruch auch besteht, d.h., das Auskunftsbegehren kann nur gutgeheissen wer­
den, wenn überhaupt ein Benutzerkonto besteht, sodass grundsätzlich auch direkt der 
Zugriff auf das Benutzerkonto beantragt werden kann, ohne dass hierfür eine Aus­
kunft notwendig wäre. Ein Grund dafür, das Verfahren zunächst auf die Auskunft zu 
beschränken, könnte das allenfalls tiefere Kostenrisiko sein.
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Formulierungsbeispiel:	Rechtsbegehren	(unbekannte	Zugangsdaten,	
passives	Leserecht)
«Es sei die Beklagte unter Strafandrohung gemäss Art. 292 StGB innert Frist von 
10 Tagen seit Rechtskraft des Urteils zu verpflichten, den Klägern als Erben des 
am [DATUM] in [ORT] verstorbenen [NAME], zuletzt wohnhaft [ADRESSE], 
bekannte Handynummer [TELEFON], bekannte E-Mail-Adressen [E-MAIL-
ADRESSEN], gültige Zugangsdaten zum Benutzerkonto des Erblassers bei der 
Beklagten herauszugeben und den Klägern vollständigen, uneingeschränkten 
Zugriff auf dieses Benutzerkonto zu gewähren, wie er für den Erblasser zu Lebzei-
ten bestanden hatte, wobei zumindest ein passives Leserecht auf der bestehen-
den Benutzeroberfläche (»read only»-Zugriff) zu ermöglichen ist.»

c. Zugriff zur aktiven Nutzung
Auf den Zusatz des passiven Leserechts ist zu verzichten, wenn eine Form der 
aktiven Weiternutzung verlangt wird. Dies dürfte insbesondere der Fall sein 
bei wirtschaftlich interessanten Benutzerkonten, wie etwa Konten bei Zah­
lungsdienstleistern, Mediatheken769, Custodial Wallets bei einer Kryptowäh­
rung770 oder allenfalls Influencer­Konten bei sozialen Medien. Auch bei ande­
ren Konten ist denkbar, dass eine Weiternutzung gewünscht ist, ein Beispiel 
könnte eine durch den Erblasser genutzte Cloud sein.

Hier ist besonders darauf zu achten, dass bei höchstpersönlich genutzten 
Benutzerkonten wohl kein vererbbares Recht auf aktive Weiternutzung besteht 
und der Ausschluss der aktiven Weiternutzung in AGB bei vorwiegend persön­
lichen Nutzungen häufig zulässig sein dürfte.771 Zudem besteht für die aktive 
Weiternutzung m.E. im Gegensatz zur Geltendmachung reiner Informations­
ansprüche vor der Erbteilung immer eine notwendige Streitgenossenschaft 
der Mitglieder der Erbengemeinschaft (Art. 70 ZPO). Bei einer kommerziellen 
Nutzung von Accounts sind sodann die Konsequenzen des fehlenden Konsu­
mentenschutzes im Hinblick auf Gerichtsstand, anwendbares Recht und AGB­
Kontrolle zu beachten.772

769  Vgl. hierzu vorne Rz. 160 ff.
770  Vgl. hierzu vorne Rz. 317 ff.
771  Vgl. vorne Rz. 153 ff., 179 ff.
772  Vgl. hierzu vorne Rz. 131 ff., 145 ff.
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Formulierungsbeispiel:	Rechtsbegehren	(aktive	Weiternutzung)
«Es sei die Beklagte unter Strafandrohung gemäss Art. 292 StGB innert Frist von 
10 Tagen seit Rechtskraft des Urteils zu verpflichten, den Klägern als Erben des 
am [DATUM] in [ORT] verstorbenen [NAME], zuletzt wohnhaft [ADRESSE], voll-
ständigen Zugriff auf das Benutzerkonto des Erblassers bei der Beklagten mit 
dem Benutzernamen [BENUTZERNAME] zu gewähren, wie er für den Erblasser 
zu Lebzeiten bestanden hatte. Insbesondere sei zu ermöglichen, dass die Kläger 
alle Funktionen des Benutzerkontos entsprechend den Befugnissen des Erblas-
sers uneingeschränkt weiter nutzen, auf alle dort gespeicherten Inhalte zugreifen 
und über diese verfügen können.»

Im Falle von nicht bekannten Zugangsdaten oder bei unsicherem Bestehen 
eines Benutzerkontos gelten ergänzend die Vorschläge zum Zugriff mit pas­
sivem Leserecht.773

Selbstredend sind auch Zwischenformen zwischen passivem Leserecht und 
umfassender Weiternutzungsbefugnis denkbar; zum Beispiel kann der Trans-
fer von bestehenden Guthaben auf die Kläger verlangt werden, während eine 
aktive Weiternutzung nicht gewünscht wird. Ein passives Leserecht würde aber 
zum Transfer von Guthaben nicht ausreichen. Das Rechtsbegehren ist den 
Bedürfnissen im Einzelfall anzupassen.

d. Herausgabe von spezifischen Daten
Sollen nur Daten herausverlangt werden und ist ein Zugriff auf ein Benut­
zerkonto ausnahmsweise774 nicht gewünscht, kann auch nur spezifisch der 
Zugang zu bzw. die Herausgabe von gewissen Daten verlangt werden.775 Hier 
ist eine genaue Spezifikation unerlässlich. Wichtig ist, dass die unverschlüs-
selte Herausgabe in einer herkömmlichen Benutzerstandards entsprechen­
den, lesbaren Form verlangt wird. Zu verzichten ist wenn immer möglich auf 
Rechtsbegehren, mit denen der ganze Datenbestand herausverlangt wird, da 
dies im Ergebnis leicht zu einer Überforderung bei der Durchsicht der erhalte­

773  Vgl. vorne Rz. 437 f.
774  Wenn immer möglich ist es empfehlenswerter, Zugriff auf ein Benutzerkonto entspre­

chend den Befugnissen des Erblassers zu verlangen, vgl. zu den Unterschieden vorne 
Rz. 109 ff.

775  Bei einem Anbieter im Konkurs ist neu voraussichtlich Art. 242b SchKG zu beachten, 
vgl. vorne Rz. 313, 354.
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nen Informationen führen dürfte.776 Wenn immer möglich ist ein Zugriff auf 
ein Konto entsprechend den Befugnissen des Erblassers zu verlangen.777

Herausgabeansprüche auf Daten können im Übrigen auch gestützt auf andere 
Vertragsverhältnisse des Erblassers, wie etwa den Arbeitsvertrag oder ein Auf-
tragsverhältnis oder auch immaterialgüterrechtliche Schutzrechte des Erb­
lassers, bestehen.778

Formulierungsbeispiel:	Rechtsbegehren	(Herausgabe	von	Daten)
Es sei die Beklagte unter Strafandrohung gemäss Art. 292 StGB innert Frist von 
10 Tagen seit Rechtskraft des Urteils zu verpflichten, den Klägern als Erben des 
am [DATUM] in [ORT] verstorbenen [NAME], zuletzt wohnhaft [ADRESSE], fol-
gende Daten des Erblassers unverschlüsselt und in einer herkömmlichen Benut-
zerstandards entsprechenden, lesbaren Form herauszugeben: [GENAU SPEZIFI-
ZIERTE DATEN]»

e. Löschung eines Benutzerkontos
Wird die Löschung eines Benutzerkontos verlangt, könnte das Rechtsbegeh­
ren folgendermassen lauten:

Formulierungsbeispiel:	Rechtsbegehren	(Löschung	eines	
	Benutzerkontos)
Es sei die Beklagte unter Strafandrohung gemäss Art. 292 StGB innert Frist von 
10 Tagen seit Rechtskraft des Urteils zu verpflichten, das gesamte Benutzerkonto 
des am [DATUM] in [ORT] verstorbenen [NAME], zuletzt wohnhaft [ADRESSE], 
bei der Beklagten unter dem Benutzernamen [BENUTZERNAME] mit sämtlichen 
dazugehörigen, durch den Erblasser oder über den Erblasser generierten Daten 
und Metadaten zu löschen.

776  Äusserst illustrativ ist diesbezüglich der Sachverhalt, der zum zweiten Facebook­
Beschluss des BGH führte, vgl. vorne Rz. 104 ff.

777  Vgl. vorne Rz. 434 ff.
778  Vgl. hierzu auch vorne Rz. 352 ff.
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nen Informationen führen dürfte.776 Wenn immer möglich ist ein Zugriff auf 
ein Konto entsprechend den Befugnissen des Erblassers zu verlangen.777

Herausgabeansprüche auf Daten können im Übrigen auch gestützt auf andere 
Vertragsverhältnisse des Erblassers, wie etwa den Arbeitsvertrag oder ein Auf-
tragsverhältnis oder auch immaterialgüterrechtliche Schutzrechte des Erb­
lassers, bestehen.778

Formulierungsbeispiel:	Rechtsbegehren	(Herausgabe	von	Daten)
Es sei die Beklagte unter Strafandrohung gemäss Art. 292 StGB innert Frist von 
10 Tagen seit Rechtskraft des Urteils zu verpflichten, den Klägern als Erben des 
am [DATUM] in [ORT] verstorbenen [NAME], zuletzt wohnhaft [ADRESSE], fol-
gende Daten des Erblassers unverschlüsselt und in einer herkömmlichen Benut-
zerstandards entsprechenden, lesbaren Form herauszugeben: [GENAU SPEZIFI-
ZIERTE DATEN]»

e. Löschung eines Benutzerkontos
Wird die Löschung eines Benutzerkontos verlangt, könnte das Rechtsbegeh­
ren folgendermassen lauten:

Formulierungsbeispiel:	Rechtsbegehren	(Löschung	eines	
	Benutzerkontos)
Es sei die Beklagte unter Strafandrohung gemäss Art. 292 StGB innert Frist von 
10 Tagen seit Rechtskraft des Urteils zu verpflichten, das gesamte Benutzerkonto 
des am [DATUM] in [ORT] verstorbenen [NAME], zuletzt wohnhaft [ADRESSE], 
bei der Beklagten unter dem Benutzernamen [BENUTZERNAME] mit sämtlichen 
dazugehörigen, durch den Erblasser oder über den Erblasser generierten Daten 
und Metadaten zu löschen.

776  Äusserst illustrativ ist diesbezüglich der Sachverhalt, der zum zweiten Facebook­
Beschluss des BGH führte, vgl. vorne Rz. 104 ff.

777  Vgl. vorne Rz. 434 ff.
778  Vgl. hierzu auch vorne Rz. 352 ff.
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